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Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Archivgesetzes 
NRW und des Kulturgesetzbuchs (Landtag Nordrhein-Westfalen, Drucksache 
18/18113) 
 

 
Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Archivgesetzes NRW und des 
Kulturgesetzbuches knüpft in Artikel 1 an die bewährten archivgesetzlichen 
Regelungen an. Es ist zu begrüßen, dass hierdurch Kontinuität und in den 
Grundzügen eine Rechtseinheit mit dem Bund und den anderen Ländern gewahrt 
wurde.  

Der Entwurf beseitigt einige Schwachstellen des alten Gesetzes. Wesentlich ist, 
dass das Archivgesetz dabei mit den Regelungen der EU-Datenschutz-
Grundverordnung sehr gut harmonisiert wurde. Aus archivfachlicher Sicht ist der 
Entwurf insgesamt als gelungen zu betrachten. Im Einzelnen sollen in der Folge 
dennoch einige Anregungen zur weiteren Verbesserung gegeben werden. 

Im Sinne einer besseren Lesbarkeit wird angeregt, auf die teilweise sehr langen 
Zitierungen aktueller Fassungen anderer Rechtsvorschriften nach Möglichkeit zu 
verzichten. Im Falle von weiteren Änderungen dieser Gesetze wären auch im 
Archivgesetz Aktualisierungen notwendig. 

Zu einzelnen Regelungen: 

Zu § 1 

Zu begrüßen ist die Hereinnahme der Anbietung in den Geltungsbereich. Dadurch 
wird verdeutlicht, dass sich das Archivgesetz nicht nur an die Archive, sondern 
auch an die anbietenden Stellen richtet. 

Zu § 2 

Ausdrücklich begrüßt wird die Klarstellung, dass das Archiv bei der Entscheidung 
über die Archivwürdigkeit an Weisungen nicht gebunden ist. Die neue 
Formulierung ist geeignet, die demokratische Transparenz zu stärken. Die 
Rechtsaufsicht kann sich nach der Gesetzesbegründung nur darauf erstrecken, ob 
fachliche Kriterien bei der Entscheidung eingehalten werden. 

Zu § 3 

Zu begrüßen ist die Öffnung der Formulierung in Abs. 5, ebenso die Klarstellung, 
dass das Landesarchiv an Planungen, Einführungen und wesentlichen Änderungen 
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von IT-Systemen zu beteiligen, wenn diese zu anbietungspflichtigen 
elektronischen Unterlagen führen. 

Zu § 4 

Abs. 1 

Positiv hervorzuheben ist die Präzisierung der Formulierung zur Anbietung laufend 
aktualisierter elektronischer Unterlagen.  

Abs. 2 

Nachdrücklich zu begrüßen ist die Schaffung der Möglichkeit zur Archivierung 
unzulässig gespeicherter personenbezogener Daten in Ziffer 1. Dies eröffnet die 
Möglichkeit zur nachträglichen Aufarbeitung von unrechtmäßigem Handeln, wie 
es auch in der Gesetzesbegründung ausführlich und überzeugend dargelegt wird. 
Es handelt sich dabei eben nicht um eine „Verlängerung des Unrechts“, wenn die 
Wahrung der schutzwürdigen Belange betroffener Personen bei der Nutzung 
garantiert ist.  

Deutlich wird in Ziffer 3 die Einbeziehung besonderer Kategorien 
personenbezogener Daten im Sinne von Art. 9 DSGVO in die Anbietungspflicht 
formuliert. Damit wird die Forderung von Art. 9 Abs. 2 Buchst. j) DSGVO nach 
einer Grundlage im Recht eines Mitgliedsstaats erfüllt.  

Zu § 5 Abs. 3 

Die neue Formulierung schreibt in Satz 3 den Anspruch der betroffenen Person 
auf eine Gegendarstellung fest, wenn personenbezogene Daten im Archivgut 
unrichtig sind oder die Richtigkeit nicht festgestellt werden kann. Damit werden 
die Rechte aus Art. 16 DSGVO in der Archivierung angemessener Form gewahrt.  

Im Übrigen wird die Derogierung in Satz 4 aus archivfachlicher Sicht begrüßt. 

Zu § 6 

Abs. 2 

Zu begrüßen ist, dass in Satz 1 in Anlehnung an andere Archivgesetze die 
Formulierung „einzuschränken oder zu versagen“ gewählt wurde. 
Benutzungseinschränkungen sind im Sinne eines schonenden Ausgleichs zwischen 
Nutzungsrecht und schutzwürdigen Belangen Dritter ein in der Archivpraxis häufig 
gewählter Weg. Gelungen ist die Straffung der Bestimmung zu Nutzungsauflagen 
in Satz 2. 

Einige Fragen wirft der neue Satz 5 auf, der auf Anlage 6 der 
Verschlusssachenanweisung des Landes verweist. Anlage 6, die im Übrigen 
momentan in der Anweisung nicht besetzt ist, soll die „Abgabe von VS-Material an 
das Landesarchiv Nordrhein-Westfalen“ regeln. Es ist problematisch, sie durch 
Bezugnahme im Archivgesetz zu einem Teil des archivischen Benutzungsrechts zu 
machen. Zudem schränkt die Bezugnahme an die Verschlusssachenanweisung die 
Wirkung von Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 auf Verschlusssachen ein. Es sind aber Fälle 
denkbar, die unter diese Nummern fallen und nicht zu Verschlusssachen erklärt 
worden sind. Auch fallen Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade „VS – Nur 
für den Dienstgebrauch“ und „VS – Vertraulich“ dem Wortlaut nach nicht unter 
Satz 1 Nr. 1. Durch das notwendige Einvernehmen zwischen Landesarchiv und 
abliefernder Stelle kann ohnehin ein angemessener, abgestufter Schutz gewährt 
werden, ohne dass in jedem Fall ein Rückgriff auf die Bestimmungen der 
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Verschlusssachenanweisung erforderlich ist. Es wird daher empfohlen, Satz 5 
folgendermaßen zu formulieren: „Im Fall von Verschlusssachen sind die 
Regelungen der Anlage 6 des Runderlasses der Verschlusssachenanweisung“ vom 
18. Juni 2024 in der jeweils geltenden Fassung zu berücksichtigen“. 

Abs. 6 

Grundsätzlich begrüßt wird der Gedanke, die Archive an Ergebnissen digitaler 
Auswertung ihres Archivguts teilhaben zu lassen. Allerdings ist noch unklar, wie 
der neue Absatz 6 praktisch umgesetzt werden könnte. § 60d UrhG, auf den sich 
die Bestimmung nach dem Wortlaut der Gesetzesbegründung bezieht, gibt 
Forschungsorganisationen, Kulturerbe-Einrichtungen (z. B. Archiven) und 
einzelnen Forschern unterbestimmten Bedingungen die Möglichkeit, 
Vervielfältigungen von urheberrechtlich geschützten Werken für Text und Data 
Mining für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung vorzunehmen. Die 
vorliegende Vorschrift soll sich aber auch auf nicht geschützte Materialien 
erstrecken. Allerdings sind für das Archiv nicht die Vervielfältigungen an sich von 
Nutzen. Einen Mehrwert im Sinne der in der Gesetzesbegründung erwähnten 
Stärkung der Funktion von Archiven als Forschungseinrichtungen ergeben lediglich 
Vervielfältigungen, die durch Bearbeitung maschinell lesbar gemacht worden sind. 
Ein Anspruch auf ein digitales „Belegexemplar“ solcher Qualität könnte sich 
allenfalls aus einem direkten Zusammenhang mit einem Benutzungsvorgang 
ergeben, der aber in dem Absatz nicht formuliert ist. Auch dürfte für die Archive 
oft nicht nachvollziehbar sein, mit welchen Methoden Reproduktionen ihres 
Archivguts ausgewertet werden.  

Angesichts der Schwierigkeiten, die sich bereits aus der traditionellen 
Belegexemplarpflicht in rechtlicher wie praktischer Hinsicht ergeben, wird 
angeregt, die Regelung in einer untergesetzlichen Vorschrift zu präzisieren. 

Zu § 7 Abs. 7 

Insgesamt gelungen ist die Neufassung des bisherigen „Yad-Vashem-Paragrafen“. 
Zu begrüßen ist, dass die bisher recht enge Beschränkung dieser Regelung 
geweitet und auf die Zeit vor Ablauf der Schutzfristen bezogen wurde. 
Problematisch ist, dass durch die Formulierung der Eindruck entsteht, es werde 
eine Sonderregelung für eine bestimmte Form der wissenschaftlichen Nutzung 
getroffen, während die Schutzfristverkürzung zu benannten wissenschaftlichen 
Zwecken ansonsten in Abs. 6 bereits geregelt ist. Die separat zu regelnden 
Besonderheiten der benannten Forschungsstellen oder forschenden 
Kultureinrichtungen liegen aber nicht in der wissenschaftlichen Forschung an sich, 
sondern in der dauernden Archivierung und der Bereitstellung dieser 
Vervielfältigungen für die künftige Forschungen. Es wird daher empfohlen, in Satz 
1 nach den Worten „Nutzung und“ die Worte „Bereitstellung zur“ einzufügen. 

Zu § 11 Abs. 2 

Der neue Beratungsauftrag für das Landesarchiv gegenüber den Hochschulen und 
der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts ist zu begrüßen. Wünschenswert wäre eine Ausweitung dieses Auftrags auf 
alle Fachfragen, die allerdings auch personell abgesichert werden müsste. 
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Fazit 

Im Ergebnis handelt es sich trotz der kleinen Anmerkungen aus archivfachlicher 
Sicht um einen überaus gelungenen Entwurf, dessen Annahme durch den Landtag 
nur empfohlen werden kann. 

 
 
 

 
Prof. Dr. Michael Scholz 


